
einer Freiheitsberaubung in einer die Menschenwürde besonders verletzenden 
Art und Weise (§ 131 Abs. 2 StGB).
Bei diesen Mitteln und Methoden handelt es sich zum Teil um Merkmale, die 
zum Grundtatbestand des betreffenden Delikts gehören. In vielen gesetzlichen 
Tatbeständen bilden sie jedoch „Qualifizierungsgründe“ für die Verschärfung 
des Strafrahmens, weil sie der Tat eine erhöhte Schwere verleihen (vgl. 
§ 128 StGB). Werden die bei einer konkreten Tat angewandten Mittel oder 
Methoden vom Tatbestand nicht besonders erwähnt, so können sie für die 
differenzierte Bemessung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort
lichkeit beachtlich sein, soweit sie die konkrete Tat- und Schuldschwere und 
damit den Grad der Gesellschaftswidrigkeit bzw. Gesellschaftsgefährlichkeit 
beeinflußt haben. Das trifft beispielsweise bei der Anwendung von Waffen oder 
anderen gefährlichen Mitteln oder von besonders verwerflichen Methoden zur 
Ausführung einer Körperverletzung zu.

d) Die Bedingungen von Raum und Zeit
Verschiedene Tatbestände setzen bestimmte Bedingungen von Raum und Zeit 
als objektives Tatmerkmal voraus. So drohen z. B. die Militärstraftatbestände 
eine höhere Strafe an, wenn die Müitär straf tat im Verteidigungszustand began
gen wird (z. B. § 254 Abs. 4, § 255 Abs. 3 StGB). Das Tatbestandsmerkmal 
„öffentlich“ bzw. „in der Öffentlichkeit“ setzt voraus, daß die Tat unter diesen 
bestimmten äußeren Umständen ausgeführt wird (z. B. bei §§ 220f. StGB). Eine 
erhebliche Rolle spielen solche Bedingungen bei der Verletzung von Sicher
heit sbestimmungen, insbesondere im Straßenverkehr.
Auch dann, wenn der Tatbestand keine besonderen Umstände im Hinblick auf 

die Tatzeit oder Tat situation anführt, sind sie für die Differenzierung der straf
rechtlichen Verantwortlichkeit von Bedeutung, wenn dadurch die konkrete 
Schwere der Straftat tatsächlich mitbestimmt wird.
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